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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. UWG: Entgeltliches Testlogo für Ärzte 

Urteil vom 30.07.2026, Az: I ZR 130/25  

2. DrittelbG: Erreichen des Schwellenwertes von 500 Arbeitnehmern 
Beschluss vom 23.06.2026, Az: II ZB 11/25  

3. BGB, GG: Hartnäckiger Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
Urteil vom 21.07.2026, Az: VI ZR 400/24  

4. EGZPO: Anwendung von § 47 Nr. 1 Alt. 2 auf Zurückweisungsbeschlüsse 
Beschluss vom 21.07.2026, Az: VI ZR 33/26  

5. BRAO: Widerruf der Zulassung bei Altersteilzeit 
Urteil vom 29.06.2026, Az: AnwZ (Brfg) 24/24  

6. GWB: Schlüssige Darlegung der Kartellbetroffenheit 
Urteil vom 28.07.2026, Az: KZR 11/24  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. UWG: Entgeltliches Testlogo für Ärzte 

Urteil vom 30.07.2026, Az: I ZR 130/25 
a) Ein Presseunternehmen, das Ärzten ein Testlogo entgeltlich als Werbemittel zur 
Verfügung stellt, das auf den Ergebnissen redaktioneller Recherchen beruht, handelt 
geschäftlich im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 UWG , und zwar sowohl zugunsten des ei-
genen Unternehmens als auch zugunsten der mit dem Siegel ausgestatteten Ärzten, 
also zugunsten fremder Unternehmen. 
 
b) Die für die Beurteilung der Werbung mit Testergebnissen einerseits und die gesund-
heitsbezogene Werbung andererseits geltenden Grundsätze sind im Falle der Werbung 
mit einem gesundheitsbezogenen Testergebnis mit Blick auf das hohe Schutzgut der 
Gesundheit des Einzelnen und der Bevölkerung dahingehend in Übereinstimmung zu 
bringen, dass auch hier besonders strenge Anforderungen an die Richtigkeit, Eindeu-
tigkeit und Klarheit einer Werbeaussage zu stellen sind. Dies gilt nicht nur für die 
Frage, auf welche Weise, insbesondere in welchem inhaltlichen Zusammenhang oder 
mit welcher inhaltlichen Aussage der Werbende das Testergebnis oder ein lizenziertes 
Testlogo in seiner Werbung verwendet, sondern auch für die Beurteilung der Seriosität 
des dem Test zugrundeliegenden Verfahrens und der Gestaltung des in der Werbung 
zum Einsatz kommenden Testlogos selbst (Fortführung von BGH, Urteil vom 24. Ja-
nuar 2019 - I ZR 200/17 , GRUR 2019, 631 [juris Rn. 68 bis 70] = WRP 2019, 736 - 
Das beste Netz; Urteil vom 27. Juni 2024 - I ZR 98/23 , GRUR 2024, 1122 [juris Rn. 
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23] = WRP 2024, 928 - klimaneutral). 
 
c) Ein Testlogo, das eine umfassende gesundheitsbezogene Aussage trifft, ohne dass 
aus dem Testverfahren herrührende Einschränkungen der Aussagekraft des Tests darin 
klar zum Ausdruck kommen, ist irreführend im Sinne des § 5 Abs. 1 , Abs. 2 Fall 2 Nr. 
1 UWG . 
 

  

2. DrittelbG: Erreichen des Schwellenwertes von 500 Arbeitnehmern 
Beschluss vom 23.06.2026, Az: II ZB 11/25 
Für das Erreichen des Schwellenwerts von 500 Arbeitnehmern nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 1 DrittelbG sind Arbeitnehmer nicht deswegen wechselseitig zuzurechnen, weil 
ein gemeinsamer Betrieb mehrerer Unternehmen vorliegt. 
 

  

3. BGB, GG: Hartnäckiger Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
Urteil vom 21.07.2026, Az: VI ZR 400/24 
a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats begründet die schuldhafte Verlet-
zung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts einen Anspruch auf eine Geldentschädi-
gung, wenn es sich um einen schwerwiegenden Eingriff handelt und die Beeinträchti-
gung nicht in anderer Weise befriedigend aufgefangen werden kann. Ob eine so 
schwerwiegende Verletzung des Persönlichkeitsrechts vorliegt, dass die Zahlung einer 
Geldentschädigung erforderlich ist, kann nur aufgrund der gesamten Umstände des 
Einzelfalls beurteilt werden. Hierbei sind insbesondere die Bedeutung und Tragweite 
des Eingriffs, ferner Anlass und Beweggrund des Handelnden sowie der Grad seines 
Verschuldens zu berücksichtigen. Die Zubilligung einer Geldentschädigung unter den 
genannten Voraussetzungen findet ihre sachliche Berechtigung in dem Gedanken, dass 
das Persönlichkeitsrecht gegenüber schwerwiegenden Beeinträchtigungen anderenfalls 
ohne ausreichenden Schutz bliebe mit der Folge, dass der Rechtsschutz der Persönlich-
keit verkümmern würde (Festhalten an BGHZ 240, 45 Rn. 70 ). 
 
b) Eine wiederholte und hartnäckige Verletzung des Rechts am eigenen Bild, die um 
des wirtschaftlichen Vorteils willen erfolgt, kann sich als schwere, einen Anspruch auf 
Geldentschädigung erfordernde Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des 
Betroffenen darstellen, auch wenn die Verletzung durch die einzelne Bildveröffentli-
chung - jeweils für sich betrachtet - nicht als schwerwiegend einzustufen ist. 
 
c) Eine wiederholte und hartnäckige Rechtsverletzung ist dadurch gekennzeichnet, 
dass der Verletzer, nachdem ihm die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens durch ein ihm 
gerichtlich auferlegtes Unterlassungsgebot (etwa eine Unterlassungsverfügung) deut-
lich gemacht worden ist bzw. er sich (auf eine Abmahnung des Verletzten) vertraglich 
zur Unterlassung verpflichtet hat, uneinsichtig an seinem Verhalten festhält und das 
Recht des Betroffenen beharrlich ausdauernd erneut in gleichartiger Weise verletzt. 
Die Annahme von Hartnäckigkeit setzt dabei voraus, dass der Verletzer aus einer zeit-
lich vorausgegangenen Verletzungshandlung und Verurteilung bzw. abgegebenen Ver-
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pflichtungserklärung Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der erneuten Veröffentli-
chung hat. Der Kenntnis steht es gleich, wenn sich die Rechtswidrigkeit der erneuten 
Veröffentlichung für den Verletzer aus dem gerichtlich auferlegten bzw. vertraglich 
eingegangenen Unterlassungsgebot offensichtlich ergibt. 
 
d) Die für eine wiederholte und hartnäckige Rechtsverletzung erforderliche Gleichar-
tigkeit der Verletzung setzt die Ähnlichkeit der für die Beurteilung der Rechtswidrig-
keit - insbesondere der Güterabwägung - maßgeblichen Umstände voraus. Für diese 
kann die Ähnlichkeit der Bild-Text-Konstellationen bei einer großen thematischen, in-
haltlichen und gestalterischen Nähe der vorausgegangenen beanstandeten und der 
nachfolgenden Berichterstattung ein Hinweis sein. Von einer Gleichartigkeit kann nur 
dann ausgegangen werden, wenn von der erkannten Rechtswidrigkeit einer Veröffent-
lichung auf die einer weiteren zu schließen ist. 
 
e) Ob eine oder mehrere gleichartige Wiederholungen erfolgt sein müssen, um eine 
wiederholte und hartnäckige Rechtsverletzung in diesem Sinne zu begründen, kann 
nicht abstrakt, sondern nur unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, ins-
besondere der Schwere der jeweiligen Rechtsverletzungen, entschieden werden. 
 

  

4. EGZPO: Anwendung von § 47 Nr. 1 Alt. 2 auf Zurückweisungsbeschlüsse 
Beschluss vom 21.07.2026, Az: VI ZR 33/26 
Für Beschlüsse gemäß § 522 Abs. 2 Satz 1 ZPO gilt § 47 Nr. 1 Alt. 2 EGZPO . 
 

  

5. BRAO: Widerruf der Zulassung bei Altersteilzeit 
Urteil vom 29.06.2026, Az: AnwZ (Brfg) 24/24 
Der Eintritt eines Syndikusrechtsanwalts in die Freistellungsphase eines für seine syn-
dikusanwaltliche Tätigkeit vereinbarten Altersteilzeitverhältnisses im sogenannten 
Blockmodell allein rechtfertigt keinen Widerruf seiner Zulassung als Syndikusrechts-
anwalt nach § 46b Abs. 2 Satz 2 BRAO . 
 

  

6. GWB: Schlüssige Darlegung der Kartellbetroffenheit 
Urteil vom 28.07.2026, Az: KZR 11/24 
a) Die gemeinsame Vermarktung von Nadel-Stammholz (Rundholz) aus staatlichem 
und kommunalem Wald durch die Forstverwaltung eines Bundeslands stellt eine un-
ternehmerische Tätigkeit im Sinn des Kartellrechts dar. 
 
b) Die Kartellbetroffenheit kann auch dadurch schlüssig dargelegt werden, dass der 
Kläger vorträgt, er habe in einem bestimmten Zeitabschnitt bestimmte kartellbe-
troffene Waren (offener Menge) zu einem bestimmten Preis bezogen, und er sodann 
weiter behauptet, dass es für alle Bezüge, unabhängig von der Menge, den gezahlten 
Einzelpreisen, sowie Art und Qualität der betroffenen Waren auf dem gesamten räum-
lichen Markt stets zum gleichen kartellbedingten Preisaufschlag oder jedenfalls stets 
zu einem bestimmten Mindestaufschlag gekommen ist. 
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c) Die Verjährung eines Schadensersatzanspruchs nach § 33 Abs. 3 GWB 2005 wird 
nach Absatz 5 der Vorschrift gehemmt, wenn die Kartellbehörde ein bereits abge-
schlossenes Verfahren wegen eines Verstoßes im Sinn des Absatzes 1 wiederauf-
nimmt. Die Hemmungswirkung entfällt nicht deshalb, weil sich die Wiederaufnahme 
des Verfahrens im Nachhinein als unzulässig erweist. 
  

 

 


